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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.12.2021 

Geschäftszahl 

Ra 2021/20/0328 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2019/21/0238 E 19. Dezember 2019 RS 1 (hier: ohne den ersten Satz) 

Stammrechtssatz 

Zur Aufhebung des § 9 Abs. 4 BFA-VG 2014 durch das FrÄG 2018 hielt der Gesetzgeber in den 
Gesetzesmaterialien (RV 189 BlgNR 26. GP 27 f) ausdrücklich fest, dass sich § 9 Abs. 4 Z 1 BFA-VG 
2014 "lediglich als Konkretisierung bzw. Klarstellung dessen, was sich unter Berücksichtigung der 
höchstgerichtlichen Judikatur ohnehin bereits aus Abs. 1 iVm Abs. 2 ergibt", erweist. Ungeachtet des 
Außerkrafttretens des § 9 Abs. 4 BFA-VG 2014 sind die Wertungen dieser ehemaligen 
Aufenthaltsverfestigungstatbestände im Rahmen der Interessenabwägung nach § 9 BFA-VG 2014 weiter 
beachtlich (vgl. VwGH 16.5.2019, Ra 2019/21/0121; VwGH 25.9.2018, Ra 2018/21/0152), ohne dass es 
aber einer ins Detail gehenden Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzungen für die Anwendung des 
ehemaligen § 9 Abs. 4 BFA-VG 2014 bedarf (siehe VwGH 25.9.2018, Ra 2018/21/0152). Es ist also 
weiterhin darauf Bedacht zu nehmen, dass für die Fälle des bisherigen § 9 Abs. 4 BFA-VG 2014 
allgemein unterstellt wurde, dass die Interessenabwägung - trotz einer vom Fremden ausgehenden 
Gefährdung - regelmäßig zu seinen Gunsten auszugehen hat und eine aufenthaltsbeendende Maßnahme in 
diesen Konstellationen grundsätzlich nicht erlassen werden darf. Durch die Aufhebung dieser 
Bestimmung wollte der Gesetzgeber erkennbar nur bei Begehung besonders verwerflicher Straftaten und 
einer daraus abzuleitenden spezifischen Gefährdung maßgeblicher öffentlicher Interessen einen 
fallbezogenen Spielraum einräumen (vgl. RV 189 BlgNR 26. GP 27, wo von "gravierender 
Straffälligkeit" bzw. "schwerer Straffälligkeit" gesprochen wird). Dazu zählen jedenfalls die schon bisher 
in § 9 Abs. 4 Z 1 BFA-VG 2014 normierten Ausnahmen bei Erfüllung der Einreiseverbotstatbestände 
nach § 53 Abs. 3 Z 6, 7 und 8 FrPolG 2005, aber auch andere Formen gravierender Straffälligkeit (siehe 
VwGH 24.10.2019, Ra 2019/21/0232, betreffend Vergewaltigung; VwGH 24.10.2019, Ra 2019/21/0207, 
betreffend grenzüberschreitenden Kokainschmuggel). 
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